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BVerfG 2 BvR 2194/21 (2. Kammer des Zweiten Senats) - Beschluss vom 7. April 2022 (BGH / LG Bonn)

Strafrechtliche Vermdgensabschépfung trotz steuerrechtlicher Verjahrung (Einziehung bei Steuerhinterziehung
groBen AusmaRes durch sogenannte Cum-Ex-Geschéfte; Erloschen der Anspriiche aus dem
Steuerschuldverhiltnis durch Verjahrung; Eigensténdigkeit der Einziehung gegeniiber
Geschadigtenanspriichen; Unanwendbarkeit des spezifisch strafrechtlichen Riickwirkungsverbots;
allgemeines Riickwirkungsverbot als Priifungsmafstab; konstitutiver Eingriff in die héchstrichterliche
Gesetzesauslegung durch den Gesetzgeber; ausnahmsweise Zuldssigkeit einer Riickbewirkung von
Rechtsfolgen; Vertrauensschutzgebot; Abwidgung zwischen Vertrauensschutzbelangen und Gemeinwohl;
Rechtfertigung der ,,echten” Riickwirkung durch iliberragende Belange des Gemeinwohls; fortwdhrende
Bemakelung strafrechtswidrig erworbener Vermégenswerte); Zulassigkeit der Verfassungsbeschwerde
(Subsidiaritatsgrundsatz; Verbot von Ausnahmegerichten; Erfordernis einer revisionsrechtlichen
Verfahrensriige zur Gerichtsbesetzung).

Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 103 Abs. 2 GG; § 90 Abs. 2 BVerfGG; § 2 Abs. 5 StGB; § 73e
Abs. 1 Satz 2 StGB; Art. 316j Nr. 1 EGStGB; § 47 AO; § 370 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AO; § 375a AO a. F.

Leitsétze des Bearbeiters

1. Die Regelung in § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB, welche die Einziehung von Tatertragen erméglicht, wenn der
Anspruch des Verletzten auf Riickgewdhr oder Wertersatz (lediglich) wegen Verjahrung erloschen ist, ist
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. lhr kann nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, die
Vermégenseinziehung stehe im Widerspruch zu der nach der Verjahrungsregelung in § 47 AO verbindlichen
Vermoégenszuordnung zugunsten des Steuerpflichtigen. Der Gesetzgeber hat sich fiir ein Nebeneinander von
Einziehungsanspriichen und Anspriichen Geschédigter entschieden, die sich in ihren Voraussetzungen, ihrem
Umfang und ihrem Verjahrungsregime unterscheiden. Verbunden sind die Rechtsmaterien lediglich durch § 73e
Abs. 1 Satz 1 StGB, der eine doppelte Inanspruchnahme des Betroffenen vermeidet.

2. Die Ubergangsregelung des Art. 316j Nr. 1 EGStGB verletzt nicht das Riickwirkungsverbot. Sie unterliegt
nicht dem spezifisch strafrechtlichen Riickwirkungsverbot, weil es sich bei der Vermégensabschépfung um
keine dem Schuldgrundsatz unterliegende Nebenstrafe, sondern eine MaBnahme eigener Art mit
kondiktionsahnlichem Charakter handelt (Verweis auf BVerfG, Beschluss vom 10. Februar 2021 - 2 BvL 8/19 -
[= HRRS 2021 Nr. 280]). Jedoch ist sie an dem allgemeinen Riickwirkungsverbot zu messen, weil der
Gesetzgeber damit nachtraglich konstitutiv der Auslegung des § 73e Abs. 1 StGB a. F. durch den
Bundesgerichtshof die Grundlage entzogen hat, wonach das Erléschen des Anspruchs aus dem
Steuerschuldverhiltnis durch Verjahrung die Einziehung ausschlieRt (BGH, Urteil vom 28. Juli 2021 - 1 StR
519/20 - [= HRRS 2021 Nr. 984]).

3. Die durch Art. 316j Nr. 1 EGStGB bewirkte ,,echte® Riickwirkung, bei der eine Rechtsfolge mit belastender
Wirkung schon vor dem Zeitpunkt der Verkiindung der Rechtsnorm fiir bereits abgeschlossene Tatbestande
gelten soll, ist mit dem aus dem Rechtsstaatsprinzip herzuleitenden Vertrauensschutzgebot ausnahmsweise
vereinbar, weil sie durch liberragende Belange des Gemeinwohls gerechtfertigt ist.

4. Nach MaBgabe des Vertrauensschutzgebots ergeben sich die Grenzen gesetzgeberischer
Regelungsbefugnis aus einer Abwagung zwischen dem Gewicht der beriihrten Vertrauensschutzbelange und
der Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens fiir das Gemeinwohl. Dabei erhéht sich die Bedeutung der
beriihrten Vertrauensschutzbelange in Abhéngigkeit von der Schwere des Eingriffs in das sachlich beriihrte
Grundrecht.

5. Das Riickwirkungsverbot findet im Grundsatz des Vertrauensschutzes indes nicht nur seinen Grund,
sondern auch seine Grenze. Es gilt nicht, soweit sich ausnahmsweise kein Vertrauen auf den Bestand des
geltenden Rechts bilden konnte oder ein Vertrauen nicht schutzwiirdig war. Der Vertrauensschutz muss
insbesondere zuriicktreten, wenn iliberragende Belange des Gemeinwohls, die dem Prinzip der
Rechtssicherheit vorgehen, eine riickwirkende Beseitigung erfordern.

6. Der Gesetzgeber verfolgte mit der in Art. 316j Nr. 1 EGStGB enthaltenen Erstreckung der Einziehung auf

Félle, in denen bereits steuerrechtliche Verjadhrung eingetreten war, das Ziel, durch Steuerhinterziehungen in
groRem Ausmal eingetretene, fortwirkende Stérungen der Vermégensordnung zu beseitigen und so der
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Rechtsgemeinschaft zu verdeutlichen, dass sich Straftaten nicht lohnen. Dieses Ziel ist iiberragend wichtig und
geht dem Interesse des Téters, durch Steuerdelikte erlangte Vermégenswerte nach Eintritt der
steuerrechtlichen Verjiahrung behalten zu diirfen, vor. Diese lasst das mit der Bewertung eines Verhaltens als
(Steuer-)Straftat verbundene sozial-ethische Unwerturteil nicht entfallen. Die fortwahrende Bemakelung
strafrechtswidrig erworbener Vermégenswerte stellt vielmehr eine Auspréagung des allgemeinen Prinzips dar,
dass das Vertrauen in den Fortbestand unredlich erworbener Rechte grundsétzlich nicht schutzwiirdig ist. Dies
gilt fir den Straftédter ebenso wie fiir den nicht gutglaubigen Drittbereicherten.

7. Eine Verfassungsbeschwerde, mit welcher der Beschwerdefiihrer beanstandet, eine Strafkammer sei unter
VerstoR gegen das Verbot von Ausnahmegerichten allein zur Bearbeitung von Cum-Ex-Verfahren eingerichtet
worden, geniigt insoweit nicht dem Grundsatz der Subsidiaritit, wenn der Beschwerdefiihrer eine Uberpriifung
der ordnungsgemiBen Gerichtsbesetzung durch den Bundesgerichtshof ausgeschlossen hat, indem er es
unterlassen hat, im Revisionsverfahren eine entsprechende Verfahrensriige zu erheben.

Entscheidungstenor

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen.

Der Antrag auf Anordnung der Erstattung der notwendigen Auslagen des Verfassungsbeschwerdeverfahrens wird
abgelehnt.

Griinde

A.

Die Beschwerdefihrerin wendet sich gegen die Einziehung von rund 176 Millionen Euro durch die Strafgerichte im
Zusammenhang mit sogenannten Cum-Ex-Geschéften. Sie rigt - neben VerstoRen gegen das Verbot von
Ausnahmegerichten, den Anspruch auf rechtliches Gehor und den Grundsatz der Verfahrensfairness - vorrangig die
rickwirkende Anordnung der Anwendung des § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB. Die Verfassungsbeschwerde richtet sich
mittelbar gegen die mafRgebliche Ubergangsvorschrift des Art. 316j Nr. 1 EGStGB.

1. Vor Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen Vermégensabschépfung vom 13. April 2017 (BGBI |
S. 872), durch das das Recht der Vermdgensabschoépfung grundlegend neu geregelt wurde, war der Entzug von
Tatertrdgen (nach damaliger Gesetzesdiktion: Verfall) ausgeschlossen, soweit Verletzten Anspriiche aus einer Straftat
erwachsen waren (§ 73 Abs. 1 Satz 2 StGB a.F.). Entsprechende Vermégenswerte konnten nur vorlaufig gesichert
werden (§ 111i Abs. 3 StPO a.F.). Die Geschadigten waren sodann darauf verwiesen, ihre Anspriiche eigeninitiativ im
Wege der Individualvollstreckung aus der gesicherten Vermégensmasse zu befriedigen. Blieb dies aus, konnte, um einen
Ruckfall der deliktisch erlangten Vermbgenswerte an den Téater zu verhindern, in einem gesonderten Verfahren der
sogenannte Auffangrechtserwerb des Staates angeordnet werden (§ 111 Abs. 5 und 6 StPO a.F.; vgl. dazu auch
BTDrucks 18/9525, S. 1 f., 46).

2. Dieses zweistufige System von Riickgewinnungshilfe und Auffangrechtserwerb des Staates wurde zugunsten eines in
das Strafvollstreckungsverfahren verlagerten Entschadigungsverfahrens aufgegeben. Nach reformierter Rechtslage hat
eine Einziehung von Tatertrdgen gemaR §§ 73 ff. StGB auch dann zu erfolgen, wenn Anspriiche Verletzter bestehen.

a) Jedoch bestimmte der Reformgesetzgeber in § 73e Abs. 1 StGB:
§ 73e Ausschluss der Einziehung des Tatertrages oder des Wertersatzes

(1) Die Einziehung nach den §§ 73 bis 73c ist ausgeschlossen, soweit der Anspruch, der dem Verletzten aus der Tat auf
Rickgewéhr des Erlangten oder auf Ersatz des Wertes des Erlangten erwachsen ist, erloschen ist.

Durch die Regelung wollte der Gesetzgeber den Tater, Teilnehmer oder Drittbegiinstigten vor einer doppelten
Inanspruchnahme schiitzen. Durch den Wortlaut (,erloschen ist®) sollte die Vorschrift klarstellen, dass der Betroffene
nicht nur dadurch befreit wird, dass er die geschuldete Leistung bewirkt, sondern auch durch einen (Teil-)Erlass nach
§ 397 Abs. 1 BGB. Mit Blick auf den Grundsatz der Privatautonomie war die Norm nach dem Willen des Gesetzgebers
svergleichsfreundlich* ausgestaltet (vgl. BTDrucks 18/9525, S. 69).

b) Die Befriedigung des Verletzten erfolgt nach dem reformierten Vermégensabschdpfungsrecht aus der gesicherten
Vermdgensmasse im Rahmen der Strafvollstreckung (§§ 459h ff. StPO), um im Interesse des Opferschutzes eine
einfache und kostenfreie Form der Schadenswiedergutmachung bereitzustellen. Anders als nach alter Rechtslage (§ 73c
Abs. 1 StGB a.F.) ist nach neuem Recht fir die Einziehungsentscheidung keine Hartefallpriifung mehr vorgesehen; auch
eine Entreicherung des Betroffenen hindert die Einziehungsentscheidung nur gegeniiber gutgldubigen Dritten (§ 73e
Abs. 2 StGB). Erst im Vollstreckungsverfahren ordnet das Gericht gemaR § 459g Abs. 5 Satz 1 in Verbindung mit § 459g
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Abs. 2 StPO an, dass die Vollstreckung unterbleibt, soweit sie unverhaltnismaRig ware. § 459g Abs. 4 Satz 1 StPO
schlie3t die Vollstreckung der Einziehungsentscheidung zudem aus, soweit der Rickgewahranspruch des Verletzten der
Tat nachtraglich erloschen ist (vgl. BTDrucks 18/9525, S. 94).

3. Mit Beschluss vom 24. Oktober 2019 - 1 StR 173/19 - entschied der fiir Steuerstrafsachen zusténdige 1. Strafsenat
des Bundesgerichtshofs, das Erléschen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhéltnis gemal § 47 AO wegen
Verjahrung fihre zum Ausschluss der Einziehung des Tatertrages oder des Wertersatzes nach § 73e Abs. 1 StGB. Der
eindeutige Wortlaut beider Normen verbiete wegen der Vorgaben des Art. 103 Abs. 2 GG eine gegensatzliche Auslegung
Uber deren Wortsinn hinaus (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2019 - 1 StR 173/19 -, NStZ-RR 2020, S. 46).

4. Mit Wirkung zum 1. Juli 2020 fuhrte der Gesetzgeber - ausdricklich als Reaktion auf den Beschluss des
Bundesgerichtshofs vom 24. Oktober 2019 (vgl. BTDrucks 19/20058, S. 28) - durch das Zweite Gesetz zur Umsetzung
steuerlicher HilfsmalRnahmen zur Bewaltigung der Corona-Krise (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz) vom 29. Juni 2020
(BGBI | S. 1512) § 375a AO ein. Die Vorschrift bestimmte, dass das Erldschen eines Anspruchs aus dem
Steuerschuldverhéltnis durch Verjahrung nach § 47 AO einer Einziehung rechtswidrig erlangter Tatertrdge nach den
§§ 73 bis 73c StGB nicht entgegenstehe. Durch die Neuregelung wollte der Gesetzgeber die Ungleichbehandlung steuer-
und zivilrechtlicher Anspriiche im strafrechtlichen Einziehungsverfahren beheben (vgl. BTDrucks 19/20058, S. 28).

§ 375a AO solite gemal Art. 97 § 34 EGAO fiir alle am 1. Juli 2020 noch nicht verjahrten Steueranspriiche gelten.

5. a) Mit Wirkung zum 29. Dezember 2020 hob der Gesetzgeber mit dem Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) vom
21. Dezember 2020 (BGBI | S. 3096) § 375a AO auf und ergéanzte stattdessen § 73e Abs. 1 StGB. Die Vorschrift hat nun
folgenden Wortlaut:

§ 73e Ausschluss der Einziehung des Tatertrages oder des Wertersatzes

(1) Die Einziehung nach den §§ 73 bis 73c ist ausgeschlossen, soweit der Anspruch, der dem Verletzten aus der Tat auf
Ruckgewahr des Erlangten oder auf Ersatz des Wertes des Erlangten erwachsen ist, erloschen ist. Dies gilt nicht fur
Anspriiche, die durch Verjahrung erloschen sind.

Gleichzeitig wurde auch § 459g Abs. 4 StPO fir das Vollstreckungsverfahren entsprechend erganzt.

Zur Begrindung fuhrte der Gesetzgeber an, in Féllen des Erléschens des Anspruchs des Verletzten durch Eintritt der
steuerrechtlichen Verjahrung seien Tatbeteiligte und Drittbegiinstigte nicht der Gefahr der Doppelbelastung ausgesetzt.
Um sie mit der Verjahrung des Anspruchs und dem gleichzeitigen Ausschluss der Einziehung gegentiber Schuldnern von
zivilrechtlichen Ruckgewahranspriichen nicht in ungerechtfertigter Weise zu begiinstigen, sei in § 73e Abs. 1 StGB eine
Ausnahmevorschrift vorzusehen. Die infolge der Ausnahmeregelung des § 73e Abs. 1 StGB fir verjahrte Anspriiche aus
dem Steuerschuldverhaltnis bestehende Abschdpfungsliicke solle geschlossen werden (vgl. BTDrucks 19/25160, S. 210
f.).

b) Zugleich filhrte der Gesetzgeber die Ubergangsvorschrift des Art. 316j EGStGB ein:
Art. 316j Ubergangsvorschrift zum Jahressteuergesetz 2020

Wird Uber die Anordnung der Einziehung des Tatertrages oder des Wertes des Tatertrages wegen einer Tat, die vor dem
29. Dezember 2020 begangen worden ist, nach diesem Zeitpunkt entschieden, so ist abweichend von § 2 Absatz 5 des
Strafgesetzbuches § 73e Absatz 1 Satz 2 des Strafgesetzbuches in der am 29. Dezember 2020 geltenden Fassung
anzuwenden, wenn

1. es sich um eine unter den in § 370 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 der Abgabenordnung genannten Voraussetzungen
begangene Tat handelt oder

2. das Erléschen im Sinne von § 73e Absatz 1 Satz 2 des Strafgesetzbuches durch Verjahrung nach § 47 der
Abgabenordnung nach dem 1. Juli 2020 eingetreten ist oder

3. das Erl6schen im Sinne von § 73e Absatz 1 Satz 2 des Strafgesetzbuches nach dem 29. Dezember 2020 eingetreten
ist.

Der in Art. 316j EGStGB in Bezug genommene § 370 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AO regelt besonders schwere Falle der
Steuerhinterziehung, in denen der Tater in groBem Ausmall Steuern verkirzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile
erlangt. Die fachgerichtliche Rechtsprechung nimmt dies ab einem Betrag tber 50.000 Euro an (vgl. BGHSt 61, 28 <32
Rn. 32 ff.>).
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Zur Begriindung des Art. 316j Nr. 1 EGStGB fihrte der Finanzausschuss in seiner Beschlussempfehlung vom
10. Dezember 2020 aus, die Ubergangsvorschrift kollidiere nicht mit den in Art. 20 Abs. 3 GG und den Grundrechten
verankerten Prinzipien der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes, denn die damit verbundene Ruckwirkung sei
jedenfalls durch hinreichend gewichtige Allgemeinwohlinteressen sachlich gerechtfertigt, ohne dass dem hinreichend
schitzenswertes Vertrauen der Betroffenen entgegenstiinde. Durch Steuerhinterziehungen in groRem Ausmaly
eingetretene, in die Gegenwart fortwirkende Stérungen der Vermdgensordnung soliten beseitigt und so der
Rechtsgemeinschaft verdeutlicht werden, dass sich Straftaten nicht lohnten. Die Erwartung, deliktisch erlangte
Vermdgenswerte infolge von Zeitablauf behalten zu dirfen, sei nicht schutzwirdig. Der Umstand, dass sich der
Einziehungsadressat nicht mehr mit den - insoweit verjéhrten - Anspriichen des Steuerfiskus konfrontiert sehe, begriinde
kein Vertrauen auf den Fortbestand einer deliktisch geschaffenen Vermdgenslage im Hinblick auf die strafrechtlichen
Rechtsfolgen (vgl. BTDrucks 19/25160, S. 211 ff.).

1. Die Beschwerdefiihrerin ist eine Beteiligungsgesellschaft mit Sitz in (...), die als herrschendes Unternehmen mit der
(...) (im Folgenden: (...)-Bank) durch einen 2007 geschlossenen Beherrschungs- und Ergebnisabfiihrungsvertrag
verbunden ist. Aufgrund der darauf beruhenden kérperschaftsteuerlichen Organschaft der beiden Unternehmen wird seit
dem Veranlagungszeitraum 2007 das steuerliche Einkommen der (...)-Bank der Beschwerdefihrerin zugerechnet, die
hierauf anfallende Steuern zu entrichten hat.

2. Die Staatsanwaltschaft (...) erhob unter dem 2. April 2019 Anklage gegen zwei Angeschuldigte wegen
Steuerhinterziehung in mehreren Fallen. Sie warf ihnen die Beteiligung an mehreren Cum-Ex-Geschaéften vor, die in finf
Fallen Eigengeschafte der (...)-Bank in den Jahren 2007 bis 2011 betrafen.

3. Die 12. GroRe Strafkammer des Landgerichts (...) ordnete mit Beschluss vom 19. August 2019 die Beteiligung der
Beschwerdefiihrerin an dem Strafverfahren gemaRl § 424 Abs. 1 StPO an, weil die Voraussetzungen der Einziehung mit
der fir die Einbeziehungsentscheidung erforderlichen Wahrscheinlichkeit vorlagen.

Die Hauptverhandlung begann am 4. September 2019. Die Beschwerdefiihrerin beteiligte sich aktiv an dem
Strafverfahren, etwa durch die Stellung von Beweisantragen.

4. Mit dem angegriffenen Urteil vom 18. Marz 2020 verurteilte das Landgericht die beiden Angeklagten wegen mehrerer
Steuerhinterziehungsdelikte zu Freiheitsstrafen. Gegen die Beschwerdefilhrerin ordnete das Landgericht die Einziehung
des Wertes von Tatertragen in Hohe von 176.574.603 Euro an.

a) In ihrem Urteil gelangte die Strafkammer zu der Feststellung, die (...)-Bank habe sich in den Jahren 2007 bis 2011 im
Wege des Eigenhandels an sogenannten Cum-Ex-Geschéften beteiligt. Sie habe jeweils kurz vor oder am
Hauptversammlungstag fir ihren eigenen Bestand von einem Leerverkdufer auRerbdrslich grof3e Stlickzahlen an Aktien
verschiedener Gesellschaften gekauft, die erst nach Kupontrennung geliefert worden seien. Die (...)-Bank habe durch
die Geschéafte jeweils eine Dividendenkompensationszahlung in Hohe der Nettodividende erhalten und sich - insoweit als
ihre eigene Depotbank agierend - selbst Steuerbescheinigungen ausgestellt, in denen die auf eine Bruttodividende
anfallende Steuer fir alle Leerverkdufe als anrechenbare Kapitalertragsteuer nebst Solidaritdtszuschlag ausgewiesen
gewesen sei, obwohl es zuvor nicht zu einem Steuerabzug gekommen sei. Die Beschwerdefihrerin habe als
Organtragerin der (...)-Bank fir die genannten Veranlagungszeitraume Korperschaftsteuererklarungen eingereicht und
die wahrheitswidrigen Steuerbescheinigungen beigefiigt. Ab dem Jahr 2009 seien zudem wahrheitswidrige
Bestdtigungen, dass keine Erkenntnisse Uber Absprachen oder Leerverkdufe vorlagen, von einer
Steuerberatungsgesellschaft erstellt worden. Das zustandige Finanzamt habe den Anrechnungsantrdgen der
Beschwerdeflhrerin jeweils entsprochen und den geltend gemachten Betrag ausgezahlt. Insgesamt habe die
Beschwerdeflhrerin dadurch 166.574.603 Euro erlangt. Die aus den zu Unrecht angerechneten Steuern von der
Beschwerdefuhrerin erwirtschafteten Nutzungen schétzte die Strafkammer auf 10.000.000 Euro.

b) Im Rahmen der Begrindung der Einziehungsentscheidung gegen die Beschwerdefihrerin befasste sich das
Landgericht ausfihrlich mit der Frage, ob der staatliche Steueranspruch mit der Folge des Ausschlusses der
Vermdgensabschopfung gemal § 73e Abs. 1 StGB verjahrt sei. Entgegen der Rechtsansicht der Beschwerdefiihrerin sei
keine steuerrechtliche Verjadhrung eingetreten, sodass auch unter Zugrundelegung der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs, das Erldschen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhéltnis gemaR § 47 AO wegen Verjahrung
fuhre zum Ausschluss der Einziehung nach § 73e Abs. 1 StGB, die Einziehung moglich sei.

5. Gegen dieses Urteil wandte sich die Beschwerdefiihrerin mit der Revision, die sie ausschlieRlich mit der Sachriige
begrindete.

6. Am 7. Juni 2021 wurde in der ARD eine Sendung mit dem Titel ,Der Milliardenraub - Eine Staatsanwaltin jagt die
Steuer-Mafia“ ausgestrahlt, in der sich insbesondere die Oberstaatsanwéltin, die das Ausgangsverfahren bei der
Staatsanwaltschaft (...) gefuhrt hatte, der Prasident des Landgerichts (...) und der Justizminister des Landes (...) zu den
Ermittlungen im Zusammenhang mit den Cum-Ex-Geschéften sowie der grof3en Bedeutung des - unter anderem gegen
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die Beschwerdefiihrerin als Einziehungsbeteiligte - vor dem Landgericht (...) gefiuhrten Verfahrens &uflerten. Erwahnt
wurde in dem Beitrag auch die (...)-Bank. In der Sendung heil3t es unter anderem, der Bundesgerichtshof priife Teile des
landgerichtlichen Urteils noch, doch schon jetzt sei es ein Meilenstein.

7. Am 15. Juni 2021 fand die Revisionshauptverhandlung vor dem Bundesgerichtshof statt, bei der die
Beschwerdefihrerin durch drei Rechtsanwélte vertreten wurde. In diesem Rahmen lieR sie durch einen ihrer
Bevollmachtigten auf die Ausstrahlung der Sendung vom 7. Juni 2021 hinweisen.

8. Mit dem angegriffenen Urteil vom 28. Juli 2021 verwarf der Bundesgerichtshof die Revisionen der Angeklagten, der
Beschwerdeflhrerin und der Staatsanwaltschaft als unbegriindet. Lediglich hinsichtlich eines der Angeklagten korrigierte
der Bundesgerichtshof das vom Landgericht angenommene Konkurrenzverhaltnis.

a) Zunéchst priifte der Bundesgerichtshof die Revision eines der Angeklagten, der sein Rechtsmittel nur hinsichtlich der
gegen ihn ergangenen Einziehungsanordnung eingelegt hatte. Die Revisionsbeschrdnkung sei wirksam, da die
Feststellungen den Schuldspruch wegen Steuerhinterziehung und Beihilfe hierzu trigen. Die vom Landgericht
vorgenommene Bewertung der Leerverkaufsgestaltungen und Steuererkldrungen sei rechtsfehlerfrei. Das Landgericht
habe ohne Rechtsfehler und mit tragféahiger Begrindung angenommen, dass der Angeklagte und die weiteren
Tatbeteiligten, darunter auch die fiir die Beschwerdefihrerin und die (...)-Bank verantwortlich Handelnden vorsatzlich
gehandelt hatten.

b) Das Rechtsmittel der Beschwerdefihrerin verwarf der Bundesgerichtshof als unbegriindet. Die Voraussetzungen der
Dritteinziehung gemaf § 73b StGB bei der Beschwerdefiihrerin seien erfiillt.

aa) Die Einziehung des Wertes von Tatertrdgen sei nicht nach § 73e Abs. 1 Satz 1 StGB wegen etwaigen
verjahrungsbedingten Erléschens der Anspriiche des Fiskus auf Rickzahlung der zu Unrecht angerechneten
Steuerbetrage gemal §§ 232, 47 AO ausgeschlossen. Bei den die Jahre ab 2010 betreffenden Taten seien die
Rickzahlungsanspriiche - wie von dem Landgericht zutreffend ausgefiihrt - schon nicht verjahrt. In den die Jahre bis
2009 betreffenden Fallen der Urteilsgriinde hindere eine mégliche Verjahrung der Anspriiche die Einziehung gemaR § 73e
Abs. 1 Satz 2 StGB n.F. nicht.

bb) Diese Vorschrift sei nach Art. 316j EGStGB im zu entscheidenden Fall anwendbar. Wie sich aus dem gegenuber
Art. 316h EGStGB abweichenden Wortlaut ergebe, stehe dem die bereits vor dem Stichtag (29. Dezember 2020)
ergangene landgerichtliche Entscheidung nicht entgegen.

cc) Der Bundesgerichtshof fihrte weiter aus, Art. 316j EGStGB verstoRRe nach seiner Auffassung nicht gegen das auch
bei der Einziehung zu beachtende verfassungsrechtliche Rickwirkungsverbot, und begriindete dies unter Verweis auf
den Beschluss des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Februar 2021 (BVerfGE 156, 354). Auf die
Frage, ob in den die Veranlagungszeitraume bis 2009 betreffenden Fallen steuerrechtliche Verjahrung eingetreten sei,
komme es nicht mehr an.

dd) Da die umfassende Uberpriifung der Schuldspriiche keinen Rechtsfehler zum Nachteil der Angeklagten ergeben habe,
bleibe auch dem Angriff der Beschwerdeflihrerin gegen die Schuldspriiche der Erfolg versagt. Auf verfassungsrechtliche
Bedenken gegen den nach § 431 StPO nur eingeschrankten Prifungsumfang komme es damit schon deshalb nicht mehr
an. Der Bundesgerichtshof habe im Rahmen seiner revisionsrechtlichen Uberpriifung insbesondere im Hinblick auf den
Steuerhinterziehungsvorsatz der Beteiligten keine Rechtsfehler feststellen kénnen.

9. Gegen dieses Urteil wandte sich die Beschwerdefiihrerin unter dem 28. September 2021 mit einer Gehérsriige.

a) Der Bundesgerichtshof habe sich mit ihrem Kernvortrag nicht befasst, sodass davon auszugehen sei, dass er ihn
nicht zur Kenntnis genommen habe. Er sei in keiner Weise auf ihr Vorbringen eingegangen, im landgerichtlichen Urteil
fehiten die erforderlichen Feststellungen, dass die Vertreter der (...)-Bank um die Verletzung der Pflicht zum
Kapitalertragsteuerabzug durch die inlandische Depotbank des Verkdufers gewusst hatten. Die Beschwerdefiihrerin
rigte weiter, auch zu ihrem Vortrag zu einer hinsichtlich des Vorsatzes ihres personlich haftenden Gesellschafters und
ihres Prokuristen rechtsfehlerhaften Beweiswirdigung sowie der mangelnden Fairness des Verfahrens habe sich der
Bundesgerichtshof in seinem Urteil nicht verhalten. Hierzu verwies sie auf mehrere Schriftsdtze aus dem
Revisionsverfahren.

b) Der Bundesgerichtshof wies die Anhdrungsriige mit ebenfalls angegriffenem Beschluss vom 19. Oktober 2021 zuriick.

Mit ihrer Verfassungsbeschwerde wendet sich die Beschwerdefiihrerin unmittelbar gegen die Urteile des Landgerichts
(...) vom 18. Méarz 2020 und des Bundesgerichtshofs vom 28. Juli 2021 sowie gegen dessen Beschluss vom
19. Oktober 2021, mittelbar zudem gegen Art. 316j Nr. 1 EGStGB in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020. Sie
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rugt primar eine Verletzung des Verbots riickwirkend belastender Gesetze gemafl Art. 14 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 in
Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG. Daneben macht sie eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehér gemaf
Art. 103 Abs. 1 GG, des Verbots von Ausnahmegerichten gemal Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG sowie des Rechts auf ein
faires Verfahren gemaf Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG geltend.

1. Die Beschwerdefiihrerin beanstandet, Art. 316j Nr. 1 EGStGB verstoRe gegen das verfassungsrechtliche
Ruckwirkungsverbot und den rechtsstaatlichen Grundsatz des Vertrauensschutzes. Da der Bundesgerichtshof sein Urteil
fur die Einziehungsbetrdge der Jahre 2007 bis 2009 auf diese Norm gestitzt habe, verletze das Urteil ihre
verfassungsrechtlich garantierten Rechte.

a) Art. 316j EGStGB entfalte echte Riickwirkung. Durch das Erléschen der Steueranspriiche sei eine Zasur eingetreten,
weil der Gesetzgeber sie dadurch firr das Steuer- und das Einziehungsrecht als unerheblich eingestuft habe.

b) Die echte Rickwirkung des Art. 316j Nr. 1 EGStGB sei nicht gerechtfertigt. Sie erfillle keines der Kriterien des
Bundesverfassungsgerichts, nach denen eine solche Rickwirkung ausnahmsweise zuldssig sein kénne. Jedenfalls sei
sie unverhaltnismaRig, weil sie Uber das zur Erreichung des vom Gesetzgeber angestrebten Ziels Erforderliche
hinausgehe. Insbesondere lagen keine zwingenden Griinde des Gemeinwohls vor, die zur Zuldssigkeit der echten
Ruckwirkung fihrten. Die vom Gesetzgeber zur Rechtfertigung herangezogenen Griinde seien zur Erreichung des
angestrebten Zwecks weder geeignet noch erforderlich.

aa) Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 316h EGStGB sei auf Art. 316j EGStGB nicht ibertragbar.
Die beiden Normen unterschieden sich sowohl hinsichtlich des der Ruickwirkung zugrundeliegenden Gemeinwohigrundes
als auch der geschitzten Rechtsposition des Betroffenen. Wahrend sich der Anwendungsbereich von Art. 316h Satz 1

EGStGB auf Félle erstrecke, in denen nur eine Strafverfolgungsverjahrung eingetreten sei, wirden durch Art. 316j Nr. 1
EGStGB Falle erfasst, in denen durch die steuerliche Verjahrung nach § 47 AO bereits eine abweichende, verbindliche
Vermdgenszuordnung zugunsten des Betroffenen stattgefunden habe. Art. 316j Nr. 1 EGStGB sei deshalb schon nicht
geeignet, eine von der Rechtsordnung nicht anerkannte und strafrechtswidrige Vermdgenslage zu korrigieren. Der

Gesetzgeber - mithin der Geschadigte - habe in § 47 AO auch fir Falle der Steuerhinterziehung angeordnet, dass der
Vermdgensbestand des Betroffenen nach Ablauf der verldngerten Festsetzungsverjdhrung oder Zahlungsverjahrung nicht
mehr rechtswidrig, sondern von der Rechtsordnung anerkannt sei. Der Gesetzgeber habe also - der Sache nach -
freiwillig auf seinen eigenen Anspruch verzichtet. Dies entspreche dem Wesen 6&ffentlich-rechtlicher Anspriiche, bei

denen die Verjahrung ein von Amts wegen zu beachtender Erléschensgrund sei. Auch in der entsprechenden

zivilrechtlichen Situation - der Vereinbarung eines Erlasses gemafR § 397 Abs. 1 BGB - sei die Einziehung nach der
Konzeption des Gesetzgebers und des Gesetzes ausgeschlossen. Mit der Einfihrung von § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB
habe der Gesetzgeber daher keinesfalls einen Wertungswiderspruch aufgelést, sondern einen neuen Widerspruch

geschaffen. Die Einziehung stehe damit im Widerspruch zum materiellen Recht und fiihre anders als bei Art. 316h Satz 1

EGStGB nicht zur Wiederherstellung der rechtmaRigen Vermdgensordnung. Insgesamt jedenfalls kdnne nicht davon
ausgegangen werden, die durch steuerrechtliche Verjahrung legitimierte Vermdgenslage sei von der Rechtsordnung nicht

anerkannt und kénne deshalb im Sinne des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts zu Art. 316h EGStGB keinen
Bestand haben. Im Gegenteil gelte die frihere Feststellung des Gesetzgebers, dass im Falle des Erlasses (oder
Verzichts durch Anordnung des Erléschens) kein Grund fir die Einziehung bestehe.

bb) Die dadurch gebotene Differenzierung habe der Bundesgerichtshof im verfahrensgegenstandlichen Revisionsurteil
nicht vorgenommen und damit spezfisches Verfassungsrecht verletzt. Er habe Ubersehen, dass das grundsétzich
legitime Ziel, vermdgensordnend zugunsten des Geschadigten einer Straftat einzugreifen und dem Téater den Ertrag
seiner Taten nicht dauerhaft zu belassen, zwar Uberragend wichtig sein kénne, nicht jedoch dann, wenn und soweit der
Verletzte selbst entschieden habe, seinen Anspruch auf den Tatertrag ohne Erfillung erléschen zu lassen.

cc) Im Ubrigen filhre die Einziehung erloschener Steueranspriiche nicht zur Wiederherstellung der urspriinglichen
Vermdgenslage. Denn die Einziehung komme bei verjahrten Anspriichen nicht dem Steuerfiskus zugute, weil dieser
mangels Forderung keinen Ruckgewahranspruch nach § 459h Abs. 1 Satz 1 StPO mehr habe, sondern der
Einziehungsbetrag verbleibe beim Justizfiskus des Landes, dessen Gericht im ersten Rechtszug entschieden habe.
Damit entstiinden Anspriiche eigener Art, denen keine Anspriiche der Primarrechtsordnung zugrunde lagen. Fir diese
Vermdgenszuordnung, die der Finanzverfassung des Grundgesetzes widerspreche, bestehe keine Rechtfertigung tiber
die Vermdgensentziehung beim Betroffenen hinaus.

dd) Die Beschwerdefihrerin vertieft weiter ihr Vorbringen dahingehend, dass der Steuerpflichtige nach Ablauf der
Verjahrungsfristen eine schutzwiirdige Position besitze, die nicht hinter dem generalpraventiven Zweck des Art. 316j
Nr. 1 EGStGB zuriickirete. Es sei zu beriicksichtigen, dass der Betroffene eine Eigentumsposition nach Art. 14 Abs. 1
GG erhalten habe, die verlangerte Verjahrungsfrist bei Steuerforderungen zwar den Schutz der Rechtsordnung in Fallen
der Steuerhinterziehung einschrénke, aber nach Fristablauf dennoch gewéahre und der Betroffene vorliegend durch die
Gesetzesentwicklung besonderes Vertrauen habe entwickeln kénnen.

2. Die Beschwerdefiihrerin sieht sich durch die angegriffenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofs zudem in ihrem
Anspruch auf rechtliches Gehér gemafR Art. 103 Abs. 1 GG verletz.
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Der Bundesgerichtshof sei auf mehrere ,ganz zentrale Vorbringen* der Beschwerdefiihrerin nicht eingegangen, namlich
auf die Bedeutung der Erhebung der Kapitalertragsteuer durch den Eingang der Aktienkaufpreise einschliellich eines
Betrages in Hhe der Kapitalertragsteuer bei der Depotbank des Leerverkaufers, die fehlerhafte Beweiswirdigung in
Bezug auf zentrale Belastungszeugen und die diversen Verletzungen des Gebots eines fairen rechtsstaatlichen
Verfahrens durch medienmanipulierende Vorverurteilung, worauf die Beschwerdefihrerin in ihrer Gehérsriige nochmals
hingewiesen habe. Die Entscheidungsgriinde des Revisionsurteils und mehr noch die ,Formelbegriindung® der
Entscheidung Uber die Gehdrsrige machten deutlich, dass der Bundesgerichtshof sich mit der zentralen Depotbank-
Thematik sowie den beiden anderen Aspekten der Revisionsfiihrung der Beschwerdefiihrerin nicht auseinandergesetzt
und damit deren Anspruch auf rechtliches Gehor verletzt habe.

3. Dartber hinaus beanstandet die Beschwerdefiihrerin, die 12. GroRe Strafkammer des Landgerichts (...) sei unter
Verstol3 gegen das Verbot von Ausnahmegerichten gemaR Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG im Jahr 2018 allein fir Cum-Ex-
Verfahren eingerichtet worden.

4. SchlieBlich rugt die Beschwerdefuhrerin, durch die Ausstrahlung der Fernsehsendung vom 7. Juni 2021 unter
Beteiligung des Prasidenten des Landgerichts (...), der fur das Verfahren zustdndigen Oberstaatsanwaltin der
Staatsanwaltschaft (...) und des (...) Justizministers sei sie in ihrem Anspruch auf ein rechtsstaatliches, faires Verfahren
in seiner Ausprégung als Anspruch auf prozessuale Waffengleichheit aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3
GG verletzt. Sie selbst habe sich nicht in gleicher Weise darstellen kénnen. Darauf, ob der Bundesgerichtshof sich
tatsachlich messbar von der Sendung habe beeinflussen lassen, komme es nicht an. Es kénne jedenfalls nicht
ausgeschlossen werden, dass ihre mediale Vorverurteilung in der Entscheidung Niederschlag gefunden habe. Schon
dies gentige, um ihren Anspruch auf ein faires Verfahren zu verletzen.

B.

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen, da die Voraussetzungen des § 93a Abs. 2
BVerfGG nicht erfullt sind. Grundsatzliche Bedeutung kommt der Verfassungsbeschwerde angesichts der Klarung der
mafRgeblichen Fragen, insbesondere durch den Beschluss des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom
10. Februar 2021 - 2 BvL 8/19 - (BVerfGE 156, 354), nicht zu. Ihre Annahme ist auch nicht zur Durchsetzung der Rechte
der Beschwerdefihrerin angezeigt, da sie teils unzuléssig (1.), im Ubrigen unbegriindet ist (11.).

Die Verfassungsbeschwerde ist unzuldssig, soweit eine Verletzung des Verbots von Ausnahmegerichten (1.) und des
Anspruchs auf rechtliches Gehdr (2.) gertigt wird.

1. Hinsichtlich der Rige der Verletzung des Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG hat die Beschwerdefiihrerin dem in § 90 Abs. 2
BVerfGG enthaltenen Subsidiaritdtsgrundsatz nicht genugt, indem sie keine entsprechende Verfahrensrige im
Revisionsverfahren erhoben hat.

a) Aus dem subsididren Charakter der Verfassungsbeschwerde als aulRerordentlicher Rechtsbehelf sowie der
Kompetenzverteilung zwischen den Fachgerichten und dem Bundesverfassungsgericht folgt, dass der Beschwerdefiihrer
Uber das Erfordernis einer Rechtswegerschdpfung im engeren Sinne hinaus vor Erhebung der Verfassungsbeschwerde
grundsatzlich alle ihm zumutbaren, nach Lage der Sache zur Verfligung stehenden prozessualen Méglichkeiten ergreifen
muss, um den geltend gemachten VerstoR gegen Grundrechte oder grundrechtsgleiche Rechte zu verhindern oder
dessen Korrektur zu erwirken (vgl. BVerfGE 81, 22 <27>; 84, 203 <208>; 95, 163 <171>; stRspr). Diesem Erfordernis
ist in der Regel dann nicht genligt, wenn der mit der Verfassungsbeschwerde behauptete Mangel im Instanzenzug des
fachgerichtlichen Verfahrens deshalb nicht nachgepriift werden konnte, weil er nicht oder nicht in ordnungsgeméafRer Form
gerugt worden ist (vgl. BVerfGE 23, 242 <250 f.>; 74, 102 <114>; 107, 257 <267>).

b) Indem die Beschwerdefilhrerin im Revisionsverfahren ausschlieRlich die Sachriige erhob, schloss sie eine
Uberpriifung der ordnungsgeméRlen Gerichtsbesetzung durch den Bundesgerichtshof aus.

2. Soweit die Beschwerdefilhrerin eine Verletzung ihres Anspruchs auf rechtliches Gehor rugt, ist die
Verfassungsbeschwerde mangels Substantiierung unzuldssig.

a) Nach § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92 BVerfGG muss ein Beschwerdefiihrer innerhalb der Beschwerdefrist die
Grundrechtsverletzung durch Bezeichnung des angeblich verletzten Rechts und des die Verletzung enthaltenden
Vorgangs substantiiert und schlissig vortragen. Dabei hat er auch darzulegen, inwieweit durch die angegriffene
MaRnahme das Grundrecht verletzt sein soll (vgl. BVerfGE 99, 84 <87>). Zur Begriindung sind die angegriffenen
Entscheidungen sowie die zugrundeliegenden Rechtsschutzantrdge und andere Dokumente, ohne deren Kenntnis sich
nicht beurteilen lasst, ob Grundrechte oder grundrechtsgleiche Rechte des Beschwerdefiihrers verletzt wurden,
vorzulegen oder wenigstens durch umfassende und detaillierte inhaltliche Wiedergabe zur Kenntnis zu bringen (vgl.
BVerfGE 88, 40 <45>; 93, 266 <288>; 112, 304 <314 f.>; 129, 269 <278>). Das Bundesverfassungsgericht soll durch
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die Begriindung in die Lage versetzt werden, den angegriffenen Hoheitsakt ohne eigene weitere Nachforschungen einer
verfassungsrechtlichen Uberpriiffung zu unterziehen (vgl. BVerfGK 5, 170 <171>). In Féllen, in denen das
Bundesverfassungsgericht eine Rechtsfrage bereits entschieden hat, ist die Darlegung der behaupteten
Grundrechtsverletzung auf Grundlage der entsprechenden Rechtsprechung und der darin gebildeten Mafstabe
vorzunehmen (vgl. BVerfGE 130, 1 <21>; 140, 229 <232 Rn. 9>). Richtet sich die Verfassungsbeschwerde gegen
gerichtliche Entscheidungen, erfordert die substantiierte Darlegung zudem eine argumentative Auseinandersetzung mit
deren Grinden (vgl. BVerfGE 105, 252 <264>; BVerfGK 14, 402 <417>).

b) Art. 103 Abs. 1 GG gibt dem an einem gerichtlichen Verfahren Beteiligten ein Recht darauf, dass er Gelegenheit
erhalt, im Verfahren zu Wort zu kommen, namentlich sich zu dem einer gerichtlichen Entscheidung zugrundeliegenden
Sachverhalt und zur Rechtslage zu aulRern, Antrage zu stellen und Ausfihrungen zu machen. Dem entspricht die
grundsétziche Pflicht des Gerichts, die Ausfihrungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwégung zu
zZiehen (vgl. BVerfGE 64, 135 <143 f.>; vgl. auch BVerfGE 86, 133 <145>). Art. 103 Abs. 1 GG ist allerdings erst verletzt,
wenn sich im Einzelfall klar ergibt, dass das Gericht dieser Pflicht nicht nachgekommen ist. Grundsétzich ist davon
auszugehen, dass die Gerichte das von ihnen entgegengenommene Parteivorbringen zur Kenntnis genommen und in
Erwagung gezogen haben. Sie sind dabei nicht verpflichtet, sich mit jedem Vorbringen in den Entscheidungsgrinden
ausdriicklich zu befassen, namentlich nicht bei letztinstanzlichen, mit ordentlichen Rechtsmitteln nicht mehr angreifbaren
Entscheidungen. Deshalb missen, damit das Bundesverfassungsgericht einen Versto gegen Art. 103 Abs. 1 GG
feststellen kann, im Einzelfall besondere Umsténde deutlich machen, dass tatsachliches Vorbringen eines Beteiligten
entweder Uberhaupt nicht zur Kenntnis genommen oder doch bei der Entscheidung nicht erwogen worden ist. Geht das
Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags einer Partei zu einer Frage, die fur das Verfahren von
zentraler Bedeutung ist, in den Entscheidungsgriinden nicht ein, so lasst dies auf die Nichtberiicksichtigung des Vortrags
schlieen, sofern er nicht nach dem Rechtsstandpunkt des Gerichts unerheblich oder aber offensichtlich unsubstantiiert
war (vgl. BVerfGE 86, 133 <145 f.>; 88, 366 <375 f.>). Art. 103 Abs. 1 GG gewahrleistet hingegen nicht, dass das
Gericht der Argumentation des Rechtsschutz Suchenden inhaltlich folgt (vgl. BVerfGE 115, 166 <180>). Grundséatzich
besteht zudem keine verfassungsrechtliche Begriindungspflicht fir mit ordentlichen Rechtsbehelfen nicht mehr
angreifbare Entscheidungen (vgl. BVerfGE 50, 287 <289 f.>; 81, 97 <106>; 118, 212 <238>).

c) Gemessen daran genuigen die Ausfihrungen der Beschwerdefihrerin nicht den Vorgaben der § 23 Abs. 1 Satz 2, § 92
BVerfGG.

aa) Sie legt schon nicht alle Schriftsdtze vor, deren Inhalt der Bundesgerichtshof ihrer Ansicht nach nicht zur Kenntnis
genommen hat. In ihrer ,Gehérsrige beanstandete die Beschwerdefilhrerin unter anderem die Missachtung der
Ausfiihrungen in ihrer Gegenerklarung vom 12. Marz 2021 und einem Schriftsatz vom 12. Mai 2021. Beide Schriftstiicke
hat sie nicht vorgelegt oder zumindest in einer Weise wiedergegeben, die eine verfassungsrechtlich vertretbare Prifung
ermdglichte.

bb) Zudem berlcksichtigt die Beschwerdefihrerin bei ihren Ausfihrungen weder die herabgesetzten
Begrindungsanforderungen im Falle letztinstanzlicher Entscheidungen noch geht sie auf die umfangreichen Ausfiihrungen
des Bundesgerichtshofs zur Frage der Erhebung von Kapitalertragsteuer durch die Depotbank der Leerverkaufer sowie
der Feststellung des Vorsatzes der fir die Beschwerdefiihrerin verantwortlich Handelnden ein. Eine Auseinandersetzung
mit den entsprechenden Ausfiihrungen eriibrigte sich auch nicht deshalb, weil sie im Rahmen der Uberpriifung des Urteils
auf die Revision eines der Angeklagten erfolgten. Zum einen wies der Bundesgerichtshof auch bei der Prifung des
Rechtsmittels der Beschwerdefiihrerin darauf hin, die Feststellungen des Landgerichts zum Vorstellungsbild der fir die
Beschwerdefiihrerin verantwortlich Handelnden seien rechtsfehlerfrei getroffen worden. Zum anderen verwies er im
Zusammenhang mit von der Beschwerdefiihrerin vorgebrachten Bedenken gegen den ihre Rechtsmittelbefugnis
beschréankenden § 431 StPO auf seine umfassende Uberpriifung des landgerichtlichen Urteils auf die Revision der
Angeklagten.

II.
Im Ubrigen ist die Verfassungsbeschwerde unbegriindet.

1. Die angegriffenen gerichtlichen Entscheidungen verstolen nicht deshalb gegen Verfassungsrecht, weil die
angewandten gesetzichen Vorschriften (§ 73e Abs. 1 Satz 2 StGB n.F., Art. 316j Nr. 1 EGStGB) verfassungswidrig
waéren.

a) Die vom Gesetzgeber des Jahressteuergesetzes 2020 in § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB getroffene Regelung ist
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.

Soweit die Beschwerdefiihrerin geltend machen wil, § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB sei verfassungswidrig, weil der
Gesetzgeber in den Fallen der steuerrechtlichen Verjadhrung nicht die Wiederherstellung der rechtmaRigen
Vermdgensordnung herbeiftihre, sondern die Vermdgenseinziehung im Widerspruch zur nach § 47 AO verbindlichen
Vermdgenszuordnung zugunsten des Steuerpflichtigen stehe, verkennt sie den Regelungsgehalt der §§ 73 ff. StGB. Der
Gesetzgeber hat sich mit der Reform der Vermdgensabschépfung im Jahr 2017 fur ein Nebeneinander von
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Einziehungsanspriichen einerseits und Anspriichen der Geschéadigten andererseits entschieden, die sich in ihren
Voraussetzungen, ihrem Umfang und ihrem Verjahrungsregime unterscheiden. Die Einziehung gemaf §§ 73 ff. StGB ist
nicht akzessorisch zu Geschadigtenanspriichen, sie setzt solche nicht einmal voraus, wie sich besonders im Bereich der
Delikte ohne unmittelbar finanziell Geschadigten, etwa der Umweltdelikte oder der VerstéRe gegen das
AuBenwirtschaftsgesetz, zeigt. Verbunden sind die unterschiedlichen Rechtsmaterien lediglich durch § 73e Abs. 1 Satz 1
StGB, der eine doppelte Inanspruchnahme des Betroffenen vermeidet, sowie die Vorschriften zur Entschadigung der
Tatverletzten aus den durch die Strafgerichte eingezogenen Vermdgenswerten (§§ 459h StPO ff.). Infolge der
Eigenstandigkeit der Einziehung handelt es sich auch im Falle zugrundeliegender Steuerhinterziehungen bei der
Einziehungsentscheidung nicht um eine Steuererhebung, sodass insbesondere auch die Steuern betreffenden
finanzverfassungsrechtlichen Regelungen nicht von Belang sind.

Auf die Frage der verfassungsrechtlichen Relevanz eines Wertungswiderspruchs zwischen Regelungen unterschiedlicher
Rechtsgebiete kommt es deshalb nicht an.

b) Die § 2 Abs. 5 StGB abbedingende Ubergangsregelung des Art. 316j Nr. 1 EGStGB verstéRt gleichfalls nicht gegen
Verfassungsrecht, insbesondere nicht gegen das Rickwirkungsverbot.

aa) Art. 316j Nr. 1 EGStGB verst6f3t nicht gegen Art. 103 Abs. 2 GG.

(1) Der Anwendungsbereich von Art. 103 Abs. 2 GG ist auf staatliche Maflnahmen beschrénkt, die eine missbilligende
hoheitliche Reaktion auf ein rechtswidriges, schuldhaftes Verhalten darstellen und wegen dieses Verhaltens ein Ubel
verhdngen, das dem Schuldausgleich dient. Andere staatliche Eingriffsma3nahmen werden von der Vorschrift nicht
erfasst. Es genigt nicht, dass eine Maflnahme an ein rechtswidriges Verhalten ankniipft. Daher fallen rein praventive
MafRnahmen nicht unter Art. 103 Abs. 2 GG (vgl. BVerfGE 109, 133 <167>; 134, 33 <81 Rn. 110>; 156, 354 <388
Rn. 105>).

(2) Die Vermdgensabschdpfung, wie sie durch das Reformgesetz vom 13. April 2017 geregelt wurde, ist keine dem
Schuldgrundsatz unterliegende Nebenstrafe, sondern eine MaRnahme eigener Art mit kondiktionsdhnlichem Charakter,
fur die das strafrechtliche Riickwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG nicht gilt (vgl. BVerfGE 156, 354 <389 Rn. 106
ff.>). Sie hat auch nicht dadurch Strafcharakter angenommen, dass der Gesetzgeber durch das Gesetz zur
Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 in § 459g Abs. 5
StPO die Entreicherung als gesetdichen Unterfall der UnverhaltnisméRigkeit der Volistreckung der
Einziehungsentscheidung gestrichen hat. Denn er hat =zugleich - neben dem Fortbestehen der
VerhaltnismaRigkeitsprifung - den Schutz des Einziehungsbetroffenen in Anlehnung an die entsprechenden
zZivilrechtlichen Vorschriften ausgestaltet (§ 459g Abs. 2 i.V.m. § 459 StPO und § 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrG; vgl. BTDrucks
19/27654, S. 111 f.).

bb) Die in Art. 316j Nr. 1 EGStGB getroffene Regelung ist trotz unterschiedlicher zur Anwendbarkeit des § 73e Abs. 1
StGB a.F. auf steuerrechtlich verjahrte Anspriche vertretener Auffassungen (vgl. die Nachweise in der BTDrucks
19/25160, S. 213) jedoch am allgemeinen Ruckwirkungsverbot zu messen (vgl. ebenso Maciejewski, wistra 2020,
S. 441 <447>).

(1) Zur verbindlichen Auslegung einer Norm ist in aller Regel die rechtsprechende Gewalt berufen (vgl. BVerfGE 65, 196
<215>; 111, 54 <107>; 126, 369 <392>). Zwar ist der Gesetzgeber ebenfalls befugt, den Inhalt einer von ihm gesetzten
Norm zu dndern oder klarstellend zu prazisieren und dabei gegebenenfalls eine Rechtsprechung zu korrigieren, mit der er
nicht einverstanden ist. Dabei hat er sich jedoch im Rahmen der verfassungsméaigen Ordnung zu halten, zu der auch die
aus den Grundrechten und dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Grenzen fir rickwirkende Rechtsetzung gehéren (vgl.
BVerfGE 1, 135 <15 Rn. 45>). Eine rickwirkende Klarung der Rechtslage durch den Gesetzgeber ist jedenfalls dann als
konstitutiv riickwirkende Regelung anzusehen, wenn der Gesetzgeber damit nachtraglich einer hdchstrichterlich geklarten
Auslegung des Gesetzes den Boden zu entziehen sucht. Fiur die Vergangenheit hat es der Gesetzgeber dagegen
grundsédtzich hinzunehmen, dass die Gerichte das einmal in Kraft getretene Gesetzesrecht in den
verfassungsrechtlichen Grenzen richterlicher Gesetzesauslegung und Rechtsfortbildung verbindlich auslegen (vgl.
BVerfGE 135, 1 <18 Rn. 52>).

(2) Vor diesem Hintergrund wirkte sich die Gesetzesanderung durch Art. 316j Nr. 1 EGStGB angesichts der durch den
Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 24. Oktober 2019 - 1 StR 173/19 - herbeigefiihrten hdchstrichterlichen Klarung,
dass das Erléschen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhaltnis gemaR § 47 AO wegen Verjahrung zum Ausschluss
der Einziehung des Tatertrages oder des Wertersatzes nach § 73e Abs. 1 StGB in der damaligen Fassung fuhre,
konstitutiv aus. Sie ist daher am Ruickwirkungsverbot zu messen.

cc) Am allgemeinen Rickwirkungsverbot gemessen (1) ordnet Art. 316j Nr. 1 EGStGB eine Rickbewirkung von
Rechtsfolgen an (2). Diese ist ausnahmsweise zuldssig (3).

(1) Wenn der Gesetzgeber die Rechtsfolge eines der Vergangenheit zugehdrigen Verhaltens nachtraglich belastend
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andert, bedarf dies einer besonderen Rechtfertigung vor dem Rechtsstaatsprinzip und den Grundrechten des
Grundgesetzes, unter deren Schutz Sachverhalte ,ins Werk gesetzt“ worden sind. Es wirde den Einzelnen in seiner
Freiheit erheblich gefahrden, durfte die offentliche Gewalt an sein Verhalten oder an ihn betreffende Umsténde im
Nachhinein ohne Weiteres belastendere Rechtsfolgen knipfen, als sie zum Zeitpunkt seines rechtserheblichen
Verhaltens galten (vgl. BVerfGE 131, 20 <38 f.>; 132, 302 <317 Rn. 41>; 135, 1 <21 Rn. 60>; 156, 354 <402
Rn. 132>). Fur den Birger bedeutet Rechtssicherheit mithin in erster Linie Vertrauensschutz (vgl. BVerfGE 72, 175
<196>; 88, 384 <403>; 105, 48 <57>; 156, 354 <402 Rn. 132>).

Nach MaRgabe des Vertrauensschutzgebots - das im Zusammenhang mit dem Gewahrleistungsgehalt des in seinem
Schutzbereich bertihrten Grundrechts Wirkung entfaltet - ergeben sich die Grenzen gesetzgeberischer
Regelungsbefugnis aus einer Abwégung zwischen dem Gewicht der beriihrten Vertrauensschutzbelange und der
Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens fir das Gemeinwohl (vgl. BVerfGE 75, 246 <280>; 109, 133 <182>; 128,
326 <390>; 156, 354 <402 Rn. 133>). Dabei erhoht sich die Bedeutung der beriihrten Vertrauensschutzbelange in
Abhangigkeit von der Schwere des Eingriffs in das sachlich betroffene Grundrecht (vgl. BVerfGE 109, 133 <186 f.>; 128,
326 <390>; 156, 354 <402 Rn. 133>).

(2) Das Bundesverfassungsgericht unterscheidet bei riickwirkenden Gesetzen in standiger Rechtsprechung zwischen
Gesetzen mit ,echter” und solchen mit ,unechter” Riickwirkung.

(a) Eine Rechtsnorm entfaltet - grundsatzlich unzulassige - ,echte” Ruckwirkung in Form einer Riickbewirkung von
Rechtsfolgen, wenn ihre Rechtsfolge mit belastender Wirkung schon vor dem Zeitpunkt ihrer Verkiindung fir bereits
abgeschlossene Tatbestdnde gelten soll. Demgegenlber ist von einer ,unechten® Ruckwirkung in Form einer
tatbestandlichen Rickanknipfung auszugehen, wenn die Rechtsfolgen eines Gesetzes erst nach Verkiindung der Norm
eintreten, deren Tatbestand aber Sachverhalte erfasst, die bereits vor Verkiindung ,ins Werk gesetzt“ worden sind (vgl.
BVerfGE 135, 1 <13 Rn. 37>; 148, 217 <255 Rn. 135 f.>; 156, 354 <403 Rn. 134>).

(b) Art. 316j Nr. 1 EGStGB fuhrt in diesem Sinne zu einer Riickbewirkung von Rechtsfolgen. Der Gesetzgeber begriindete
die Einfuhrung des § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB damit, dass er eine gleichheitswidrige Abschépfungsliicke schlieRen wolle.
Die mit Art. 316j Nr. 1 EGStGB zugleich angeordnete Riickwirkung begriindete er damit, dass die Erwartung, deliktisch
erlangte Vermdgenswerte infolge Zeitablaufs nicht behalten zu dirfen, nicht schutzwirdig sei. Er griff damit ersichtlich in
abgeschlossene Vorgénge nachtraglich andernd ein (vgl. BVerfGE 156, 354 <403 Rn. 136> zu Art. 316h EGStGB).

(3) Die vom Gesetzgeber durch Art. 316j Nr. 1 EGStGB angeordnete Riickbewirkung von Rechtsfolgen fir Falle, in denen
die steuerrechtliche Verjghrung schon eingetreten war, ist ausnahmsweise zuldssig. Sie ist durch gegeniber den
Interessen der Betroffenen Gberragende Belange des Gemeinwohls gerechtfertigt.

(a) Insoweit ist von Folgendem auszugehen:

(aa) Verfassungsrechtlicher Mafstab fur die Zuldssigkeit einer Rechtsdnderung, die an Sachverhalte der Vergangenheit
anknlpft und zugleich Rechtsfolgen in die Vergangenheit erstreckt, ist - wegen des Schwergewichts der Regelung auf der
Rechtsfolgenseite - vorrangig das Rechtsstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 3 GG in Verbindung mit den von der
Rechtsfolgenanordnung beriihrten Grundrechten (vgl. BVerfGE 72, 200 <257>; 156, 354 <404 Rn. 139>). Eine solche
Rickbewirkung von Rechtsfolgen muss sich an den allgemeinen rechtsstaatlichen Grundsétzen insbesondere des
Vertrauensschutzes und der Rechtssicherheit messen lassen (vgl. BVerfGE 45, 142 <167 f.>; 72, 200 <242>; 156, 354
<405 Rn. 139>). In Verbindung mit diesen Grundsatzen sind auch diejenigen Grundrechte zu beriicksichtigen, deren
Schutzbereich von der nachtraglich gedanderten Rechtsfolge in belastender Weise betroffen ist (vgl. BVerfGE 72, 200
<242>; 135, 1 <21 Rn. 60>; 156, 354 <405 Rn. 139>).

(bb) Eine Rickbewirkung von Rechtsfolgen (,echte” Rickwirkung) ist verfassungsrechtlich grundsatzlich unzuldssig.
Dieses grundsatzliche Verbot der Rickbewirkung von Rechtsfolgen schitzt das Vertrauen in die Verlasslichkeit und
Berechenbarkeit der unter der Geltung des Grundgesetzes geschaffenen Rechtsordnung und der auf ihrer Grundlage
erworbenen Rechte (vgl. BVerfGE 132, 302 <317 Rn. 41 f.>; 135, 1 <13 Rn. 37; 21 Rn. 60>; 156, 354 <405 Rn. 140>).

(cc) Das Ruckwirkungsverbot findet im Grundsatz des Vertrauensschutzes indes aber nicht nur seinen Grund, sondern
auch seine Grenze (vgl. BVerfGE 122, 374 <394>; 126, 369 <393>; 135, 1 <21 Rn. 61>; 156, 354 <406 Rn. 142>). Es
gilt nicht, soweit sich ausnahmsweise kein Vertrauen auf den Bestand des geltenden Rechts bilden konnte (vgl. BVerfGE
95, 64 <86 f.>; 101, 239 <263>; 122, 374 <394>) oder ein Vertrauen auf eine bestimmte Rechtslage nicht schutzwiirdig
war (vgl. BVerfGE 50, 177 <193>; 131, 20 <41>; 135, 1 <21 Rn. 61>). Bei den in der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts anerkannten Fallgruppen handelt es sich um Typisierungen ausnahmsweise fehlenden
Vertrauens in eine bestehende Gesetzeslage (vgl. BVerfGE 72, 200 <258>; 97, 67 <79 f.>; 135, 1 <22 Rn. 61>; 156,
354 <406 Rn. 142>). Diese Falltypen sind Ausprédgungen des Grundgedankens, dass allein zwingende Griinde des
gemeinen Wohls oder ein nicht - oder nicht mehr - vorhandenes schutzbedirftiges Vertrauen des Einzelnen eine
Durchbrechung des rechtsstaatlichen Ruckwirkungsverbots zugunsten der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers
rechtfertigen oder gar erfordern kénnen (vgl. BVerfGE 72, 200 <258>; 156, 354 <406 Rn. 142>). Die Kategorie der
sechten® Rickwirkung - verstanden als zeitliche Rickbewirkung von Rechtsfolgen auf abgeschlossene Tatbestande -
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findet ihre Rechtfertigung darin, dass mit ihr eine Fallgruppe gekennzeichnet ist, in der der Vertrauensschutz regelmafig
Vorrang hat, weil der in der Vergangenheit liegende Sachverhalt mit dem Eintritt der Rechtsfolge kraft gesetzicher
Anordnung einen Grad der Abgeschlossenheit erreicht hat, tUber den sich der Gesetzgeber vorbehaltlich besonders
schwerwiegender Griinde nicht mehr hinwegsetzen darf (vgl. BVerfGE 127, 1 <19>; 156, 354 <406 Rn. 142>).

(dd) Der Vertrauensschutz muss insbesondere zuriicktreten, wenn Uberragende Belange des Gemeinwohls, die dem
Prinzip der Rechtssicherheit vorgehen, eine riickwirkende Beseitigung erfordern (vgl. BVerfGE 13, 261 <272>; 18, 429
<439>; 88, 384 <404>; 101, 239 <263 f.>; 122, 374 <394 f.>; 135, 1 <22 Rn. 62>; 156, 354 <407 Rn. 143>).

(b) Der Gesetzgeber verfolgte mit der in Art. 316j Nr. 1 EGStGB enthaltenen Erstreckung der Wirkung des § 73e Abs. 1
Satz 2 StGB n.F. auch auf Falle, in denen steuerrechtliche Verjahrung bereits eingetreten war, ausweislich der
Gesetzesmaterialien das Ziel, durch Steuerhinterziehungen in groRem AusmaR eingetretene, in die Gegenwart
fortwirkende Stérungen der Vermégensordnung zu beseitigen und so der Rechtsgemeinschaft zu verdeutlichen, dass sich
Straftaten nicht lohnen (vgl. BTDrucks 19/25160, S. 211 f.). Dieses Ziel ist legitim und Uberragend wichtig (vgl. BVerfGE
156, 354 <410 Rn. 149>).

Das Interesse der Allgemeinheit, durch Steuerhinterziehungen in grolem Ausmal} eingetretene, in die Gegenwart
fortwirkende Stérungen der Vermdgensordnung zu beseitigen und so der Rechtsgemeinschaft zu verdeutlichen, dass sich
Straftaten nicht lohnen, geht dem Interesse der Betroffenen, durch Steuerdelikte erlangte Vermégenswerte nach Eintritt
der steuerrechtlichen Verjahrung behalten zu dirfen, vor (a. A. Maciejewski, wistra 2020, S. 441 <448>).

(aa) Zwar sind gesetzliche Regelungen grundséatzlich geeignet, dem Birger schutzwirdiges Vertrauen zu vermitteln.
Dennoch bestehen Abstufungen, wie weit sich Vertrauen auf eine bestimmte gesetzliche Regelung legitimerweise bilden
kann. Hinsichtlich der normativ zu beantwortenden Frage, ob und in welchem Umfang das tatsachlich bestehende
Vertrauen der von einer riickwirkenden Gesetzesdnderung Betroffenen schutzwirdig ist, kann nicht isoliert auf die
rickwirkend gednderte Norm abgestellt werden. Vielmehr ist der von ihr geregelte Sachverhalt in die Bewertung
miteinzubeziehen. Denn der Inhalt einer Norm wird wesentlich davon bestimmt, auf welche Umstande sich ihr
Regelungsgehalt erstreckt. Bezugspunkt der Schutzwirdigkeit des Vertrauens ist demnach nicht die abstrakte
Rechtslage, sondern die gednderte Rechtsnorm in ihren sachlichen Beziigen (vgl. BVerfGE 156, 354 <411 Rn. 153 f.>).

(bb) Die Bewertung eines bestimmten Verhaltens als Straftat ist die scharfste dem Gesetzgeber zur Verfligung stehende
Form der Missbilligung menschlichen Verhaltens (vgl. BVerfGE 90, 145 <172>). Das Strafrecht wird eingesetzt, wenn ein
bestimmtes Verhalten Uber sein Verbotensein hinaus in besonderer Weise sozalschadlich und fir das geordnete
Zusammenleben der Menschen unertraglich, seine Verhinderung daher besonders dringlich ist (vgl. BVerfGE 88, 203
<258>; 96, 10 <25>; 120, 224 <239 f.>). Dem Téater wird - Verschulden vorausgesetzt - ein rechtswidriges sozal-
ethisches Fehlverhalten zum Vorwurf gemacht (vgl. BVerfGE 117, 71 <110>; 131, 268 <306>; 134, 33 <81 Rn. 110>).
Jede Strafnorm enthalt somit ein mit staatlicher Autoritdt versehenes, sozal-ethisches Unwerturteil tGber die von ihr
ponalisierte Handlungsweise (vgl. BVerfGE 25, 269 <286>; 156, 354 <411 Rn. 155>).

(cc) Mit dem Eintritt der steuerrechtlichen Verjahrung gerat dieses Unwerturteil nicht in Wegfall.

(?) Verjahrungsregelungen sollen sicherstellen, dass Einzelne nach Ablauf einer bestimmten Frist nicht mehr mit
Forderungen iberzogen werden. Die Verjahrung von Geldleistungsanspriichen der &ffentlichen Hand soll einen gerechten
Ausgleich zwischen dem berechtigten Anliegen der Allgemeinheit an der umfassenden und vollstdndigen Realisierung
dieser Anspriiche auf der einen Seite und dem schutzwirdigen Interesse der Birgerinnen und Birger auf der anderen
Seite bewirken, irgendwann nicht mehr mit einer Inanspruchnahme rechnen zu missen und entsprechend disponieren zu
kénnen. Wahrend das staatliche Interesse an der vollstandigen Durchsetzung von Geldleistungspflichten vornehmlich
von den Grundséatzen der richtigen Rechtsanwendung und der materiellen Gerechtigkeit (Belastungsgleichheit) sowie von
fiskalischen Erwagungen getragen wird, steht dem auf Seiten der Birger das Prinzip der Rechtssicherheit gegeniiber
(vgl. BVerfGE 133, 143 <159 Rn. 43>).

Nach der fachgerichtlichen Rechtsprechung dient die steuerrechtliche Verjahrung der Rechtssicherheit und dem

Rechtsfrieden unter Berlcksichtigung des Umstandes, dass die Erweisbarkeit von Anspriichen oder auch ihre

Abweisung umso schwieriger wird, je alter die Anspriiche werden (vgl. BFH, Urteil vom 31. Januar 1989 - VII R 77/86 -,
juris, Rn. 11 [BFHE 156, 30 <33>]; Beschluss vom 9. September 1994 - Ill B 78/94 -, juris, Rn. 19 [BFHE 175, 318
<322>]; Urteil vom 19. August 1999 - Il R 57/98 -, juris, Rn. 13 [BFHE 191, 198 <202>]; Urteil vom 27. Oktober 2009 -
VI R 51/08 -, juris, Rn. 34 [BFHE 227, 327 <337 Rn. 34>]).

(?) Eine einmal begangene strafbare Handlung verliert ihren Unrechtscharakter jedoch nicht dadurch, dass die aus ihr
gezogenen steuerlichen Vorteile auf der Grundlage der Abgabenordnung nicht mehr zuriickgefordert werden kdnnen.
Diese Folge zieht selbst der Eintritt der strafrechtlichen Verjahrung nicht nach sich (vgl. BVerfGE 25, 269 <287>); erst
recht revidiert die steuerrechtliche Verjadhrung das in den Strafnormen enthaltene Unwerturteil nicht. Da der deliktische
Erwerbsvorgang durch den Eintritt der steuerrechtlichen Verjahrung seitens der staatlich verfassten Gemeinschaft nicht
nachtraglich gebilligt wird, bleibt auch das auf diese Weise erworbene Vermdgen weiterhin mit dem Makel deliktischer
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Herkunft behaftet.

(?) Die fortwahrende Bemakelung von Vermdgenswerten infolge strafrechtswidrigen Erwerbs stellt eine Auspragung des
allgemeinen Prinzips dar, dass das Vertrauen in den Fortbestand unredlich erworbener Rechte grundsétzich nicht
schutzwiirdig ist (vgl. BVerfGE 156, 354 <413 Rn. 161>; ebenso Weinbrenner, NStZ 2022, S. 65 <70>; a. A.
Maciejewski, wistra 2020, S. 441 <448>). Diese Betrachtungsweise beansprucht Geltung nicht allein fir den Bereich der
Organisierten Kriminalitdt sowie der Delikte ohne unmittelbar Geschadigten, mag die Vermdgensabschdpfung fur diese
Bereiche auch von besonderer Bedeutung sein (vgl. BVerfGE 156, 354 <411 Rn. 151>), sondern fir jegliche Ertrége aus
Straftaten. Letztlich nicht schutzwirdig ist in derartigen Fallen nicht nur der bereicherte Straftater selbst, sondern auch
der Drittbereicherte, soweit dieser nicht gutgldubig eigene Dispositionen im Vertrauen auf die Besténdigkeit seines
Vermogenserwerbs getroffen hat (vgl. BVerfGE 156, 354 <414 Rn. 162>).

2. Ein Verfassungsverstof3 der angegriffenen Entscheidungen des Bundesgerichtshofs ergibt sich auch nicht aus der
Ausstrahlung der Fernsehsendung ,Der Milliardenraub® am 7. Juni 2021. Es handelt sich um einen auRerhalb des
Bereichs des Revisionsgerichts liegenden Umstand, dem zunachst keine Relevanz fir das Revisionsverfahren zukommt.
Bedeutung kénnte er erst Uber die Beeinflussung der Berufsrichter des zustandigen Strafsenats des Bundesgerichtshofs
gewinnen. Eine solche liegt jedoch fern und wird auch von der Beschwerdefiihrerin nicht aufgezeigt.

L.

Die beantragte Auslagenerstattung gemaR § 34a BVerfGG kommt nicht in Betracht. Die Voraussetzungen des § 34a
Abs. 2 BVerfGG liegen angesichts der Erfolglosigkeit der Verfassungsbeschwerde nicht vor. Auch nach § 34a Abs. 3
BVerfGG ist die Anordnung der Auslagenerstattung nicht angezeigt. Insbesondere kann die Verfassungsbeschwerde
nicht zur Klarung bisher noch offener verfassungsrechtlicher Fragen beitragen. Die wesentlichen Fragen waren bereits

durch den Beschluss des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Februar 2021 - 2 BvL 8/19 -
(BVerfGE 156, 354) geklart.

Von einer weiteren Begriindung wird nach § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abgesehen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

12/12



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BVerfG 2 BvR 2194/21 (2. Kammer des Zweiten Senats) - Beschluss vom 7. April 2022 (BGH / LG Bonn)
	Strafrechtliche Vermögensabschöpfung trotz steuerrechtlicher Verjährung (Einziehung bei Steuerhinterziehung großen Ausmaßes durch sogenannte Cum-Ex-Geschäfte; Erlöschen der Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis durch Verjährung; Eigenständigkeit der Einziehung gegenüber Geschädigtenansprüchen; Unanwendbarkeit des spezifisch strafrechtlichen Rückwirkungsverbots; allgemeines Rückwirkungsverbot als Prüfungsmaßstab; konstitutiver Eingriff in die höchstrichterliche Gesetzesauslegung durch den Gesetzgeber; ausnahmsweise Zulässigkeit einer Rückbewirkung von Rechtsfolgen; Vertrauensschutzgebot; Abwägung zwischen Vertrauensschutzbelangen und Gemeinwohl; Rechtfertigung der „echten“ Rückwirkung durch überragende Belange des Gemeinwohls; fortwährende Bemakelung strafrechtswidrig erworbener Vermögenswerte); Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde (Subsidiaritätsgrundsatz; Verbot von Ausnahmegerichten; Erfordernis einer revisionsrechtlichen Verfahrensrüge zur Gerichtsbesetzung).   Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 103 Abs. 2 GG; § 90 Abs. 2 BVerfGG; § 2 Abs. 5 StGB; § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB; Art. 316j Nr. 1 EGStGB; § 47 AO; § 370 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 AO; § 375a AO a. F.
	Leitsätze des Bearbeiters
	1. Die Regelung in § 73e Abs. 1 Satz 2 StGB, welche die Einziehung von Taterträgen ermöglicht, wenn der Anspruch des Verletzten auf Rückgewähr oder Wertersatz (lediglich) wegen Verjährung erloschen ist, ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Ihr kann nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, die Vermögenseinziehung stehe im Widerspruch zu der nach der Verjährungsregelung in § 47 AO verbindlichen Vermögenszuordnung zugunsten des Steuerpflichtigen. Der Gesetzgeber hat sich für ein Nebeneinander von Einziehungsansprüchen und Ansprüchen Geschädigter entschieden, die sich in ihren Voraussetzungen, ihrem Umfang und ihrem Verjährungsregime unterscheiden. Verbunden sind die Rechtsmaterien lediglich durch § 73e Abs. 1 Satz 1 StGB, der eine doppelte Inanspruchnahme des Betroffenen vermeidet.   2. Die Übergangsregelung des Art. 316j Nr. 1 EGStGB verletzt nicht das Rückwirkungsverbot. Sie unterliegt nicht dem spezifisch strafrechtlichen Rückwirkungsverbot, weil es sich bei der Vermögensabschöpfung um keine dem Schuldgrundsatz unterliegende Nebenstrafe, sondern eine Maßnahme eigener Art mit kondiktionsähnlichem Charakter handelt (Verweis auf BVerfG, Beschluss vom 10. Februar 2021 - 2 BvL 8/19 - [= HRRS 2021 Nr. 280]). Jedoch ist sie an dem allgemeinen Rückwirkungsverbot zu messen, weil der Gesetzgeber damit nachträglich konstitutiv der Auslegung des § 73e Abs. 1 StGB a. F. durch den Bundesgerichtshof die Grundlage entzogen hat, wonach das Erlöschen des Anspruchs aus dem Steuerschuldverhältnis durch Verjährung die Einziehung ausschließt (BGH, Urteil vom 28. Juli 2021 - 1 StR 519/20 - [= HRRS 2021 Nr. 984]).   3. Die durch Art. 316j Nr. 1 EGStGB bewirkte „echte“ Rückwirkung, bei der eine Rechtsfolge mit belastender Wirkung schon vor dem Zeitpunkt der Verkündung der Rechtsnorm für bereits abgeschlossene Tatbestände gelten soll, ist mit dem aus dem Rechtsstaatsprinzip herzuleitenden Vertrauensschutzgebot ausnahmsweise vereinbar, weil sie durch überragende Belange des Gemeinwohls gerechtfertigt ist.   4. Nach Maßgabe des Vertrauensschutzgebots ergeben sich die Grenzen gesetzgeberischer Regelungsbefugnis aus einer Abwägung zwischen dem Gewicht der berührten Vertrauensschutzbelange und der Bedeutung des gesetzgeberischen Anliegens für das Gemeinwohl. Dabei erhöht sich die Bedeutung der berührten Vertrauensschutzbelange in Abhängigkeit von der Schwere des Eingriffs in das sachlich berührte Grundrecht.   5. Das Rückwirkungsverbot findet im Grundsatz des Vertrauensschutzes indes nicht nur seinen Grund, sondern auch seine Grenze. Es gilt nicht, soweit sich ausnahmsweise kein Vertrauen auf den Bestand des geltenden Rechts bilden konnte oder ein Vertrauen nicht schutzwürdig war. Der Vertrauensschutz muss insbesondere zurücktreten, wenn überragende Belange des Gemeinwohls, die dem Prinzip der Rechtssicherheit vorgehen, eine rückwirkende Beseitigung erfordern.   6. Der Gesetzgeber verfolgte mit der in Art. 316j Nr. 1 EGStGB enthaltenen Erstreckung der Einziehung auf Fälle, in denen bereits steuerrechtliche Verjährung eingetreten war, das Ziel, durch Steuerhinterziehungen in großem Ausmaß eingetretene, fortwirkende Störungen der Vermögensordnung zu beseitigen und so der Rechtsgemeinschaft zu verdeutlichen, dass sich Straftaten nicht lohnen. Dieses Ziel ist überragend wichtig und geht dem Interesse des Täters, durch Steuerdelikte erlangte Vermögenswerte nach Eintritt der steuerrechtlichen Verjährung behalten zu dürfen, vor. Diese lässt das mit der Bewertung eines Verhaltens als (Steuer-)Straftat verbundene sozial-ethische Unwerturteil nicht entfallen. Die fortwährende Bemakelung strafrechtswidrig erworbener Vermögenswerte stellt vielmehr eine Ausprägung des allgemeinen Prinzips dar, dass das Vertrauen in den Fortbestand unredlich erworbener Rechte grundsätzlich nicht schutzwürdig ist. Dies gilt für den Straftäter ebenso wie für den nicht gutgläubigen Drittbereicherten.   7. Eine Verfassungsbeschwerde, mit welcher der Beschwerdeführer beanstandet, eine Strafkammer sei unter Verstoß gegen das Verbot von Ausnahmegerichten allein zur Bearbeitung von Cum-Ex-Verfahren eingerichtet worden, genügt insoweit nicht dem Grundsatz der Subsidiarität, wenn der Beschwerdeführer eine Überprüfung der ordnungsgemäßen Gerichtsbesetzung durch den Bundesgerichtshof ausgeschlossen hat, indem er es unterlassen hat, im Revisionsverfahren eine entsprechende Verfahrensrüge zu erheben.
	Entscheidungstenor
	Gründe
	A.
	I.
	II.
	III.
	B.
	I.
	II.
	III.



